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Schweiz 

Berner Ja zu mehr Transparenz gibt Schub in anderen Städten 
Politikfinanzierung Fast 90 Prozent Ja-Stimmen: Dieses klare Verdikt bringt weitere pendente Projekte im ganzen Land vorwärts. 

Eine Deutlichkeit, die es in De­
mokratien nur selten gibt: Die 
Bevölkerung der Stadt Bern hat 
ein Reglement zur Offenlegung 
der Finanzierung von politischen 
Parteien und Kampagnen mit 
88,4 Prozent Ja-Stimmen-Anteil 
angenommen. FDP und SVP 
hatten die Vorlage, die von der SP 
initiiert und von Exekutive und 
Legislative der Stadt verabschie­
det worden war, bekämpft, eben­
so die Wirtschaftsverbände. Die 
Gegner haben gar ein Rechtsgut­
achten in Auftrag gegeben, das 
der Stadt Bern die Legitimation 
absprach, in diesem Bereich zu 
legiferieren. Ohne Erfolg. 

Die Promotoren der Initiativen 
auf eidgenössischer Ebene und 
in den Kantonen sind sehr zu-

frieden. SP-Nationalrätin Nadine 
Masshardt hofft auf zusätzlichen 
Schub für die eidgenössische 
Transparenzinitiative, die viel­
leicht schon 2021 an die Urne 
kommt. Masshardt ist Co-Präsi­
dentin des Trägervereins der 
Initiative. Das Bundesparlament 
tut sich schwer mit Transparenz­
forderungen: Soeben hat der Na­
tionalrat einen Gegenvorschlag 
abgelehnt. «Nach dem Berner 
Entscheid zeigt sich einmal mehr 
deutlich, dass die Parlamentarier 
am Volk vorbeipolitisieren», sagt 
Masshardt. 

SP Basel wartet Wahlen ab 

Bern hat nun als erste Schweizer 
Stadt ein Offenlegungs-Regle­
ment, weitere könnten folgen. In 

Basel hat die SP schon mehrere 
Versuche im Parlament unter­
nommen, ein Vorstoss eines SP­
Grossrats wurde 2018 abgelehnt, 
ebenso ein abgeschwächter Ver­
such 2019. Für einen dritten An­
lauf wartet die SP, bis die kanto­
nalen Wahlen Ende Oktober vo­
rüber sind. «Je nachdem werden 
wir es dann nochmals auf parla­
mentarischem Weg versuchen 
oder ein Volksbegehren in Erwä­
gung ziehen», sagt Livia Diem, 
Parteisekretärin der Basler SP. 

In Zürich freut man sich über 
das Berner Resultat. «Wir wer­
den das Thema auch angehen 
und jetzt entsprechende Gesprä­
che führen», sagt Liv Mahrer, 
Präsidentin der SP Stadt Zürich. 
Damit könnte sie beim Bündnis-

partner Erfolg haben. Auch die 
Grünen der Stadt Zürich prüfen 
eine solche Initiative, wie Präsi­
dent Felix Moser sagt, ebenso die 
Alternative Liste. Man werde mit 
Partnern sondieren, ob weitere 
Vorstösse zum Thema eingereicht 
werden sollen, sagt Vorstands­
mitglied Marco Toscano. Ideal 
wäre nach seiner Ansicht, wenn 
das Vorhaben in einer grossen 
Koalition kantonal umgesetzt 
würde und die neuen Regeln auf 
den Wahlzyklus 2022 bis 2024 
hin in Kraft treten könnten. 

Die Transparenzinitiative sei 
«ein Thema, das uns am Herzen 
liegt», sagt Nicolas Cavalli, 
Co-Präsident der Grünliberalen 
Stadt Zürich. Selber aktiv werden 
ist nicht geplant, doch die GLP 

würde eine Unterstützung jeder­
zeit prüfen. 

Auch in den Kantonen sind 
Transparenzregeln auf dem Vor­
marsch. Schwyz, Freiburg, 
Schaffhausen, Genf, Neuenburg 
und das Tessin kennen sie be­
reits. Überrascht hatte der Volks­
entscheid im bürgerlichen Kan­
ton Schwyz, der vor wenigen 
Jahren eine Initiative der Jung­
sozialisten für Transparenz in 
der Politikfinanzierung ange­
nommen hatte. 

Im Wallis ist CVP Urheberin 

Zug und Wallis könnten die 
nächsten Kantone sein, die 
folgen. Das Wallis ist dabei be­
sonders interessant: Denn hier 
gab die CVP den Anstoss für eine 

Transparenzregelung, während 
die nationale Mutterpartei sich 
gegen die Initiative stellt. Gerade 
kürzlich hat der Walliser Grosse 
Rat eine Motion der Christdemo­
kraten mit 99 zu 25 Stimmen an­
genommen, die verlangt, dass die 
politischen Parteien bei Abstim­
mungs- und Wahlkämpfen Ein­
blick in ihre Bücher geben. Op­
position kam von der SVP, die 
von unnötiger Bürokratie und 
Kosten sprach. Motionär Sidney 
Kam erz in hingegen sagte im Rat, 
der Stimmbürger solle im Wissen 
darüber, wer welche Parteien 
und Kampagnen finanziere, ab­
stimmen und wählen können. 
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